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Zuerst war der 
Schock groß, als 
Kristina Staber-

nack verkündete: Sie 
will ihr Unternehmen 
STI Group verkaufen. 
Stabernack, STI, Vo-
gelsberg – das war 
über Jahrzehnte eine 
Einheit, die für einen 
soliden Wohlstand und 
einen fürsorglichen Ar-
beitgeber stand. Damit 
soll jetzt Schluss sein? 
Seit dem Verkünden 
der überraschenden 
Nachricht ist eine Wo-
che vergangen. Je län-
ger man nachdenkt, 
desto mehr positive 
Aspekte einer Über-
nahme werden deut-
lich: Ja, ein Verkauf – 
vermutlich an einen 
Branchenriesen – wür-
de sehr wahrscheinlich 
Einschnitte bei der Zahl 
der Mitarbeiter bedeu-
ten. Aber: Dem Unter-
nehmen würden fri-
sches Kapital für Inves-
titionen in moderne 
Maschinen und ein pro-
fessionelles Manage-
ment gut tun. Denn der 
Wettbewerb wird 
schärfer. Alles hat seine 
Zeit. Vielleicht ist die 
Zeit der Mittelständler 
in der Verpackungs-
branche vorbei.  
Ein persönlicher 
Aspekt kommt hinzu. 
Alleineigentümerin 
Kristina Stabernack 
wird in diesem Jahr 60 
Jahre alt. Sie ist kinder-
los. Die Frage, was 
nach ihr mit STI passie-
ren soll, stellt sich jedes 
Jahr dringender – un-
abhängig von den Fra-
gen Kapital und Ma- 
nagement. Auch diese 
Frage würde ein Ver-
kauf beantworten.

Nicht so schlecht

Volker Nies

Laut Statistik-Portal „Statista“ 
waren in Deutschland 2017 
3,5 Millionen Unternehmen 
tätig. 2,8 Millionen davon wa-
ren in der Rechtsform einer so-
genannten Personengesell-
schaft oder als Einzelunterneh-
men organisiert. Die damit ver-
bundene Übernahme persönli-
cher Haftung, also persönli-
chem Risiko, wird einerseits als 

löblich angesehen, anderer-
seits sind mit dieser Organisa- 
tionsform besondere Probleme 
verbunden, wenn ein Unter-
nehmer verstirbt. 

Personengesellschaften exis-
tieren in verschiedenen For-
men. Die verbreitetsten sind 
die „Gesellschaft bürgerlichen 
Rechts“ (GbR), die „Offene 
Handelsgesellschaft“ (OHG) 
und die „Kommanditgesell-
schaft“ (KG). Sie haben ge-
meinsam, dass entweder alle 
Gesellschafter mit ihrem per-
sönlichen Vermögen für das 
Unternehmen einstehen (im 
Fall der GbR und der OHG) 
oder aber mindestens ein Ge-
sellschafter persönlich haftet 
(im Fall der KG). Dabei geht das 
Gesetz davon aus, dass die Ver-
bindung mehrerer Personen in 
einer solchen haftungsrechtli-
chen „Schicksalsgemein-
schaft“ von derart besonderer 
Bedeutung ist, dass die Gesell-
schaften im Todesfall eines Ge-
sellschafters nicht einfach mit 
den Erben fortgeführt werden.  

Die verbleibenden Gesell-
schafter sollen sich grundsätz-
lich genau überlegen können, 
ob und mit wem sie die Gesell-
schaft fortführen wollen: Ih-
nen sollen nicht allein durch 

den Erbfall eines Mitgesell-
schafters andere Gesellschafter 
aufgezwungen werden. 

Aus diesem Grund führt der 
Todesfall eines Gesellschafters 
im Fall der GbR im Zweifel zur 
Auflösung der Gesellschaft 
oder im Falle der OHG zum 
Ausscheiden des verstorbenen 
Gesellschafters aus der OHG. 

Dabei mag es kurios anmuten, 
dass das Gesetz anordnet, dass 
man im Todesfall aus einer Ge-
sellschaft ausscheidet – ge-
meint ist vom Gesetz nicht, 
dass man im Todesfall kein ak-
tives Mitglied mehr in einem 
Unternehmen ist. Die Figur 
über das Ausscheiden eines Ge-
sellschafters im Todesfall führt 
vielmehr dazu, dass die Erben 
einen Abfindungsanspruch ge-
gen die Gesellschaft haben. Sie 
werden also nicht selbst Gesell-
schafter, sondern erhalten ei-
nen Zahlungsanspruch gegen 
die Gesellschaft. Entsprechen-
des gilt im Falle der KG, sollte 
ein persönlich haftender Ge-
sellschafter versterben. 

Diese gesetzliche Ausgangs-
lage entspricht nicht immer 
den Interessen der Gesellschaf-
ter, und so gibt es vielfach Ge-
staltungsbedarf in betroffenen 
Gesellschaftsverträgen. So 
kann es sein, dass etwa eine als 
GbR organisierte Arztpraxis 
nach dem Todesfall eines Ge-
sellschafters unter den übrigen 
Ärzten fortgeführt werden soll, 
oder aber, dass der Sohn eines 
Handwerkermeisters als Ge-
sellschafter in eine bestehende 
OHG einrücken soll. Notwen-
dig ist in beiden Fällen, dass al-
le Gesellschafter hierzu genaue 
Regelungen im Gesellschafts-
vertrag treffen.  

Dabei haben sie zwei ver-
schiedene Optionen: Entwe-
der verwenden sie eine soge-
nannte Eintrittsklausel oder ei-
ne „Nachfolgeklausel“. Mit ei-
ner Eintrittsklausel können die 
Gesellschafter einer beliebigen 
anderen Person die Option 
einräumen, in die Gesellschaft 
einzutreten. Verstirbt ein Ge-
sellschafter, dann können die-
se Personen wählen (und zwar 
unabhängig davon, ob sie Er-
ben sind, oder nicht), ob sie in 
die Position des Verstorbenen 
einrücken wollen. In der Praxis 
ist diese Option kaum verbrei-

tet, da die Gesellschaft lange 
im Unklaren darüber bleiben 
kann, ob die potentiell einrü-
ckende Person in die Firma tat-
sächlich einsteigen wird. Zu-
dem ist diese Gestaltung nicht 
mehr so leicht einseitig änder-
bar, so dass nur noch sehr ein-
geschränkt (etwa testamenta-
risch) über einen Gesell-
schaftsanteil verfügt werden 
kann.  

Verbreiteter sind daher 
Nachfolgeklauseln, die es im 
Gesellschaftsvertrag den ein-
zelnen Gesellschaftern gestat-

ten, testamentarisch über ih-
ren Anteil zu verfügen. Solche 
Klauseln im Gesellschaftsver-
trag erlauben den einzelnen 
Gesellschaftern, ihre Anteile 
zu vererben. Allein durch den 
Todesfall wird der Anteilsüber-
gang aber noch nicht wirksam. 

Zwar kann es sein, dass 
durch eine sogenannte einfa-
che Nachfolgeklausel schlicht 
„die Erben“ eintreten – mög-
lich ist aber auch, dass nur spe-
zielle Erben in die Gesellschaft 
eintreten sollen. In diesem Fall 
muss der Gesellschafter selbst 
(gesetzlich, testamentarisch 
oder erbvertraglich) dafür sor-
gen, dass diese Person tatsäch-
lich Erbe wird. Der Vorteil der 
sogenannten qualifizierten 
Nachfolgeklauseln ist, dass ei-
nerseits die Gesellschaft ver-
traglich begrenzen kann, wel-
cher der möglichen Erben Ge-
sellschafter werden kann, zu-
gleich es aber auch der einzel-
ne Gesellschafter in der Hand 
hat, frei über seinen Nachlass 
(inklusive Gesellschaftsbeteili-
gung) zu verfügen.  

 

Dr. Jan-Felix Kumkar ist 
Rechtsanwalt in der Kanzlei 
Greenfort in Frankfurt.

Deutschland ist ein Un-
ternehmerland. Der Ruf 
mittelständischer Unter-
nehmen ist von voraus-
schauendem Handeln 
geprägt. Nicht selten 
stellen jedoch unvorher-
gesehene Nachfolgesi-
tuationen Unternehmen 
vor Herausforderungen. 
Vorausschauendes un-
ternehmerisches Han-
deln sollte dabei auch 
die eigene Nachfolge im 
Blick haben. Doch viele 
Unternehmen – gerade 
Gesellschaften – sind auf 
einen plötzlichen Todes-
fall rechtlich nicht ausrei-
chend vorbereitet.

Von JAN-FELIX KUMKAR

UNTERNEHMENSNACHFOLGE muss vorausschauend und genau geplant werden

Wenn ein Unternehmer stirbt, wird es kompliziert

Wie in den Vorjahren erhält die 
RhönEnergie Fulda das Quali-
tätssiegel gleich für drei Spar-
ten: Strom, Erdgas und Trink-
wasser. „Die neuerliche Aus-
zeichnung bestätigt uns darin, 
unsere kundenorientierte Aus-
richtung konsequent weiterzu-
verfolgen“, erklärt Martin 
Heun, Sprecher der Geschäfts-
führung der RhönEnergie Ful-
da. „Besonders freuen wir uns, 
dass uns neben einem fairen 
Preis-Leistungsverhältnis auch 
ein guter Kundenservice sowie 
ein starkes Engagement für die 
Umwelt und die Region be-
scheinigt werden.“ vn

Gute Nachricht für die 
Kunden der RhönEnergie 
Fulda: Das unabhängige 
Energieverbraucherpor-
tal hat das Unternehmen 
in seinem lokalen Versor-
gungsgebiet erneut zum 
TOP-Lokalversorger ge-
kürt. Das Siegel beschei-
nigt ausgezeichnete Er-
gebnisse in Bereichen 
wie Qualität, Nachhaltig-
keit und Service.

RHÖNENERGIE FULDA erneut als Top-Lokalversorger ausgezeichnet

Spitze bei Strom, Gas und Wasser

„Wir freuen uns sehr über die 
Auszeichnung in diesem re-
nommierten Wettbewerb“, 
sagt Karl-Heinz Brand, Leiter 
Personelles und Mitglied der 
tegut-Geschäftsleitung, der 
mit dem Betriebsratsvorsitzen-
den Günter Ledermann den 

Preis für tegut entgegennahm. 
„Unser positives Abschneiden 
würdigt unsere besondere Un-
ternehmens- und Mitarbeiter-
kultur, die durch gute Kommu-
nikation und größtmögliche 
Transparenz im Verhältnis Ar-
beitgeber zu den Mitarbeiten-
den geprägt ist. Das sind wich-
tige Voraussetzungen für die 
Mitarbeiterzufriedenheit“, er-
klärt Brand. In diesem Jahr 
wurden bereits zum 17. Mal die 
Auszeichnungen zu „Great  
Place to Work“ vergeben. Bei 
dem Wettbewerb werden Un-
ternehmen aller Größen, Bran-
chen und Regionen für ihre be-
sonderen Leistungen bei der 
Gestaltung attraktiver und zu-
kunftsorientierter Arbeitsbe-
dingungen gewürdigt. 

Eine Besonderheit bei tegut: 
Die Firma verzichtet auf kurz-
fristige Dienstpläne im Wo-
chenrhythmus, organisiert 
stattdessen in einem Zeitfens-
ter von drei Wochen die Einsät-
ze der Mitarbeiter in den Filia-
len. Das erlaubt den Angestell-
ten, ihre Freizeit besser zu pla-
nen und im Vorfeld Wünsche 
für freie Tage anzumelden – et-
wa, wenn ein Familiengeburts-
tag oder ein privater Termin 
ansteht. Besonders gelobt wur-
de, dass Mitarbeitern viel Ver-
antwortung übertragen wird, 
dass Führungskräfte auf die Ar-
beitsqualität der Mitarbeiter 
vertrauen, im Unternehmen 
eine freundliche Arbeitsatmo-
sphäre herrsche und ein faires 
Miteinander gelebt werde. vn 

Der Lebensmitteleinzel-
händler tegut zählt zu 
den besten Arbeitgebern 
Deutschlands. Das Ful-
daer Unternehmen wur-
de jüngst im Rahmen der 
Initiative „Great Place to 
Work“ 2019 in Berlin aus-
gezeichnet und belegt in 
der Unternehmensgröße 
2001 bis 5000 Mitarbei-
tende den dritten Platz. 

TEGUT im Wettbewerb „Great Place to Work“ 2019 ausgezeichnet

Einer der besten Arbeitgeber Deutschlands

RECHTSFRAGEN 
IM FIRMENALLTAG

Dr. Jan-Felix Kumkar

Günter Ledermann (links) und Karl-Heinz Brand nehmen die 
Auszeichnung entgegen.  Foto: Great Place to Work 

Bei Strom wird die RhönEnergie im achten Jahr in Folge prämiert, bei Erdgas im vierten Jahr in Folge. Darüber freuen sich 
(von links): Vertriebsleiter Klaus Moll, Geschäftsführer Martin Heun und Abteilungsleiter Christoph Hau. Foto: RhönEnergie 


